
Eine Stichwahl, zwei
Modelle, viele Probleme

Die Wirtschaft der Ukraine
leidet unter sich gegenseitig
blockierenden politischen
Akteuren. Das Land braucht
einen neuen Konsens

ALEXANDER LIBMAN

D ie Länder der ehemaligen Sow-
jetunion stehen immer noch

vor der großen Herausforderung der
Modernisierung. Wie können sie ef-
fiziente Spielregeln für die Wirt-
schaft schaffen, Unternehmen tech-
nologisch und organisatorisch neu
ausrüsten und ihre Wettbewerbs-
position auf internationalen Märk-
ten stärken? Und vor allem: Wer
kann rigide Strukturen aufbrechen? 

Generell schwanken die Beobach-
ter zwischen zwei Optionen: Einer-
seits könnten es die heimischen
Großunternehmen sein, die an sta-
bilen Eigentumsrechten, einer
transparenten Gesetzgebung sowie
internationaler Wettbewerbsfähig-
keit interessiert sind. Andererseits
haben in der Vergangenheit häufig
aufgeklärte Beamte die Modernisie-
rung unterstützt. Dafür müssen sie
allerdings westlich orientiert sein
und ihre Länder mit neuen Gesetzen
und einer effizienteren Verwaltung
zu attraktiven und international
wettbewerbsfähigen Wirtschafts-
standorten entwickeln wollen.

Mit der Stichwahl in der Ukraine
am Sonntag wird auch über eben
diese Alternativen abgestimmt. Mi-
nisterpräsidentin Julia Timoschenko
hat in der Vergangenheit mehrmals
demonstriert, wie gern sie die Pro-
bleme durch staatliche Interventio-
nen löst – etwa als sie während ihrer
ersten Amtszeit im Jahr 2005 eine
massenweise Überprüfung früherer
Privatisierungsentscheidungen an-
ordnete. Andererseits sind die star-
ken Verbindungen zwischen Viktor
Janukowitsch, dem Sieger der ersten
Wahlrunde, und den einflussreichen
Magnaten der Ostukraine, kein Ge-
heimnis. Steht also wieder eine Wahl
zwischen Beamtentum und Groß-
unternehmen an? 

Russland hat seit Anfang der 90er-
Jahre beide Modelle getestet, doch
beide Alternativen haben dort ver-
sagt: Erst profitierten die einflussrei-
chen Oligarchen von intransparen-
ten Strukturen sowie von Wettbe-
werbsbegrenzung. Und nach acht
Jahren Putin-Zentralisierung führte
die Dominanz der Beamten zum
enormen Anstieg von Korruption
und ineffizienten Staatsinterventio-
nen. Doch sehen die Optionen für
die Ukraine heute wesentlich besser
aus als einst in Russland. 

Auf allen Ebenen sind ukrainische
Politiker dem Wettbewerbsdruck
deutlich stärker ausgesetzt als russi-
sche, was Interventionismus auf na-
türliche Weise begrenzt. Außerdem

sind die ukrainischen Oligarchen
stärker regional verankert als die
russischen. Eine Offensive der Zen-
tralregierung würde die Integrität
des Staates gefährden – und das ver-
stehen alle Beteiligten.

Auch die ukrainischen Großun-
ternehmer haben sich verändert. Sie
sind nicht mehr die alten „Räuber-
barone“, die mit allen Mitteln um
Ressourcen kämpfen. Die stark ex-
portorientierte Wirtschaft der Ost-
ukraine ist klar an der Offenheit des
Landes gegenüber dem Westen inte-
ressiert und orientiert sich an inter-
nationalen Standards. Natürlich ist
der Fortschritt relativ: Korruption im
öffentlichen Sektor und protektio-
nistische Stimmung von Großunter-
nehmen sind in der Ukraine nach
wie vor akut. Die Lage ist aber zu-
mindest im Vergleich zu vergange-
nen Experimenten im postsowjeti-
schen Raum vielversprechend. 

Viele Vetospieler
Warum aber sind die meisten Be-
obachter und die ukrainischen
Wähler jetzt enttäuscht und skep-
tisch? Im ukrainischen politischen
System gibt es enorm viele Vetospie-
ler – politische Akteure, die wirt-
schaftspolitische Entscheidungen
blockieren können. Ein Konsens
zwischen dem Präsidenten, dem
Ministerpräsidenten und den Parla-
mentsparteien ist daher oft schwer
bis gar nicht zu erreichen. 

Der Wettkampf zwischen Präsi-
dent Viktor Juschtschenko, dessen
Amtszeit jetzt zu Ende geht, und
Ministerpräsidentin Timoschenko
zeigt, welch katastrophale Folgen
dieses System haben kann. Das gilt
besonders, wenn dringende Ent-
scheidungen nötig sind, wie wäh-
rend der globalen und für die
Ukraine sehr schmerzhaften Krise
2008. Politiker machen gern Ver-
sprechungen, doch lösen sie diese
oft nicht ein; auch das System bietet
immer Gründe an, warum sie das
Versprochene nicht verwirklichen
können. 

Der Erfolgsfaktor für die Ukraine
aus Sicht der Wirtschaftspolitik ist
nicht nur eine kluge Modernisie-
rungsagenda. Vielmehr geht es um
einen strukturellen Konsens zwi-
schen den zentralen politischen
Kräften – dem Osten und Westen des
Landes, zwischen Oligarchen und
Beamten. Letztlich geht es darum,
über eine Modernisierungsoption
zu entscheiden, die alle mittragen.
Kommt es nicht dazu, bleiben in-
konsistente Entscheidungen an der
Tagesordnung. Beliebigkeit wird
wirtschaftliches Wachstum und eine
gesellschaftliche Entwicklung hin
zur Moderne hemmen. Dieses
Worst-Case-Szenario scheint aus
heutiger Sicht leider sehr realistisch.

ALEXANDER LIBMAN  lehrt Internatio-
nale Politische Ökonomie an der Frankfurt
School of Finance & Management.
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POSTEI NGANG
Zum Bericht „Kampf um den Klassen-
erhalt“ über die Probleme der Privat-
schulkette Phorms, FTD vom 21. Januar

Kritik wird abgewiegelt
Die Zustände in der „reichen“
Münchner Phorms-Schule sind
beinahe untragbar. Eine hohe Leh-
rerfluktuation paart sich mit der
Weigerung der Schulleitung, kon-
struktive Kritik anzunehmen. Auf
Probleme angesprochen wird
abwiegelnd mit „We will check it“

geantwortet. Danach bleiben die
Zustände, ob Kantinenfraß oder
fehlende Lehrer, schön beim Alten. 

Adrien Grunblatt, München
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Im Norden
des Landes gibt
es nicht einmal
ein deutsches

Konsulat

Mehr Köche als Diplomaten
Die Bundesregierung behauptet zwar, mit Militär allein sei Afghanistan nicht zu gewinnen – tatsächlich aber

entsendet sie fast nur Soldaten. Fünf Vorschläge für mehr ziviles Engagement VON TIMO NOETZEL UND THOMAS RID

Erfolg in Afghanistan kann
nicht mit militärischen Mit-
teln allein herbeigeführt

werden. Diese Feststellung ist zum
parteiübergreifenden Mantra ge-
worden. Doch in der Praxis bleibt
die Bundeswehr der entschei-
dende Akteur. Um dies zu ändern,
muss nun vor allem Außenminis-
ter Guido Westerwelle Worten Ta-
ten folgen lassen. 

Nicht gute Absichten sind ent-
scheidend. Die neue Strategie will
umgesetzt und implementiert
werden – und das kann nur das
entsprechende Personal vor Ort
leisten. Das heißt: nicht nur Sol-
daten, sondern auch Diplomaten;
nicht nur mehr Truppen, sondern
auch Entwicklungshelfer. 

Die Bundeswehr hat derzeit eine
Mandatsgrenze von 4500 Soldaten.
Die Bundesregierung plant, nun
bis zu 850 weitere Einsatzkräfte
nach Afghanistan zu schicken.
Zum Vergleich: Derzeit arbeiten
insgesamt drei Mitarbeiter des hö-
heren Dienstes des Auswärtigen
Amts im Norden Afghanistans – in
den Wiederaufbauteams in Kun-
dus und Faisabad sowie beim
Regionalkommandeur Nord in
Masar-i-Scharif – sowie noch drei
im gehobenen Dienst. Deutsch-
land hat wohl mehr Köche als Di-
plomaten im Einsatz im Norden
Afghanistans. Intern hat das Aus-
wärtige Amt nun mindestens vier
weitere Stellen ausgeschrieben,
um personell aufzustocken. Ob
und wann diese besetzt werden, ist
derzeit offen. Viele Jobs in der Ent-
wicklungszusammenarbeit sind
ebenfalls nicht ständig besetzt. 

Einige Vorschläge also für mehr
wirkliches ziviles Engagement:

Erstens sollten die beiden Mi-
nisterien mit Zuständigkeit für
Ziviles die Personalstärke in Afgha-
nistan erhöhen, also das Auswär-
tige Amt sowie das Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung –
beide übrigens von FDP-Ministern
geführt. Das heißt: Sie müssten
Personal gemäß deutschen Inte-
ressen umschichten und mögli-
cherweise unbequeme Wege ge-
hen. Das Auswärtige Amt zum Bei-
spiel scheut sich weiterhin, quali-
fiziertes Personal mit regionaler
Expertise von außen
anzuwerben – oder
aus üppig ausgestat-
ten Botschaften in der
Europäischen Union
abzuziehen. 

Zweitens sollte
Deutschland zivil
Flagge zeigen. Das zu-
sätzliche Personal
könnte in einem deutschen Kon-
sulat in Masar-i-Scharif gebündelt
werden. Neun Länder, die in den
Provinzen unter deutscher Verant-
wortung regionale Interessen ha-
ben, unterhalten Konsulate in der
wichtigsten Stadt des afghani-
schen Nordens. Die Amerikaner
werden in wenigen Monaten ein
zehntes eröffnen. Warum nicht
auch Deutschland, das dort Ver-
antwortung trägt? 

Drittens sollte dem Regional-
kommando Nord ein ranghoher
Diplomat des Auswärtigen Amts
samt Stellvertreter und Unterstüt-
zung zur Seite gestellt werden. Ein
ehemaliger oder auch ein aktiver
Botschafter nebst einem General
könnte der deutschen Politik im
Norden nicht nur ein ziviles Ge-

sicht geben. Er könnte ebenso af-
ghanischen Gouverneuren, Parla-
mentariern und Richtern – sowie
den deutschen Offizieren – admi-
nistrative und politische Erfah-
rung an die Hand geben. Deutsch-
land würde so den Anspruch auf
eine zivile Afghanistan-Strategie in
der Praxis beweisen. Damit würde
man im Bendlerblock – dem Sitz
des Verteidigungsministers – so-
wie bei der Nato übrigens offene
Türen einrennen.

Viertens ist die Regierungsquali-
tät die offene Flanke der deutschen

Afghanistanpolitik. In
Afghanistan mangelt
es nicht nur an Kom-
petenzen in den Berei-
chen Sicherheit und
Militär, sondern in der
Verwaltung. Vorgese-
hen ist zwar nun ver-
bessertes Training
und „Mentoring“ von

afghanischen Soldaten und Poli-
zisten. Doch wer berät all die Pro-
vinz- und Distriktsgouverneure in
den neun Provinzen im Norden? 

Das Auswärtige Amt könnte den
Gouverneuren der unter deut-
scher Verantwortung stehenden
Nordprovinzen Mentoren zur Ver-
fügung stellen, um so mittelfristig
einen deutschen Abzug vorzube-
reiten. Gerade bei der Korrupti-
onsbekämpfung ist mehr politi-
sches Fingerspitzengefühl gefragt,
als Offiziere in ihrer Ausbildung
erlernt haben. Das gilt ebenso bei
Betreuung von Entwicklungspro-
jekten und beim wirtschaftlichen
Wiederaufbau. 

Fünftens schließlich muss das
neue, mit 50 Mio. € ausgestattete
Aussteigerprogramm für Aufstän-

dische zivil begleitet werden. Dies
erfordert personelle Verantwor-
tung vor Ort, nicht nur vom weit
entfernten Kabul aus. Konkret:
Talibanmitläufer müssen identifi-
ziert, kontaktiert, überzeugt und
bezahlt werden. In der Praxis wird
das wohl von der Bundeswehr
durchgeführt werden müssen. De-
tails sind weiter unklar. Was klar
ist: Deutsche Offiziere müssen
bald Koffer voller Bargeld in der
afghanischen Provinz an undurch-
sichtige Gestalten übergeben. 

Das deutsche zivile Engagement
im Norden Afghanistans steht in
scharfem Kontrast zu der hochtra-
benden Rhetorik in Berlin. „Die
Überbetonung des Militärischen
ist ein Fehler“, argumentiert der
Bundesaußenminister gern. Die
zivile Seite sei „der Schwerpunkt
des neuen Konzeptes“. Die Wirk-
lichkeit sieht anders aus. Die Op-
positionsparteien sollten hier kon-
struktiv Druck auf die Bundes-
regierung ausüben.

Die Folgen der jetzigen strategi-
schen Planung sind schwer abzu-
sehen. In ihrer derzeitigen Form
setzt die neue Strategie die Bun-
deswehr unter höchsten Druck
und droht letztlich deutsche Sol-
daten wider Willen und ohne viel
Erfahrung noch tiefer in oft nebu-
löse afghanische Regionalpolitik
zu verwickeln. Doch Soldaten soll-
ten im Feld wie zu Hause der Politik
dienen – nicht dazu gezwungen
werden, Politik zu machen. 

TIMO NOETZEL und THOMAS RID
arbeiten für das Projekt „Transformation
der Bundeswehr“ bei der Stiftung Neue
Verantwortung, einem überparteilichen
Thinktank in Berlin.

Ehrenrettung für Griechenland
Das Geschimpfe auf die Griechen nimmt kriminell-groteske Züge an. Vielleicht deshalb, weil sich bei seriöser

Ursachensuche mancher Stabilitätsmahner aus Frankfurt, Brüssel und Berlin als mitschuldig entpuppen würde

THOMAS FRICKE

Ja, es war dumm von griechischen Politi-
kern, das Staatsdefizit schönzurechnen.
Und ja, es sieht so aus, als hätten die Grie-
chen mehr ausgegeben, als sie es eigentlich

hätten tun sollen. Was Hinz und Kunz aber
mittlerweile so alles über Griechenland und
seine Krise von sich geben, nimmt allmählich
groteske Züge an.

Da wird der „Niedergang“ des Landes be-
schworen, der Grieche per se zum Schummler
und die gesamte Wirtschafts- und Finanzpolitik
für „schlecht“ erklärt. Meist von Sesselkom-
mentatoren, die sich bis vor Kurzem bestenfalls
mit Ouzo auskannten. Und der Chefökonom
der Europäischen Zentralbank (EZB) empfiehlt
gleich mal durchweg sinkende Löhne. Hau ruck.
Mit Gewissenhaftigkeit hat das ähnlich viel zu
tun wie das Tricksen der Zahlenmeister aus
Athen. Dabei spricht viel dafür, dass die Krise
allein durch griechische Mentalitätsmängel
kaum erklärbar ist. Manch europäischer Moral-
apostel scheint da eher davon ablenken zu wol-
len, dass er zum Desaster beigetragen hat. 

Schuld sind sinkende Steuereinnahmen
Es ist keine drei Jahre her, da schwärmten
OECD-Ökonomen, Griechenland habe „die
zweitbeste Performance aller Industrieländer“,
die Wirtschaft sei sei „dank struktureller Refor-
men robuster geworden“, die Etatkonsolidie-
rung komme voran. Das längerfristig angelegte
Potenzialwachstum wurde auf vier Prozent ver-
anschlagt. Und bei der EU-Kommission kann
man seitenlang nachlesen, was Athen alles ent-
bürokratisiert oder wie es etwa Elektrizitäts-
werke und Telekommunikationsbetriebe priva-
tisiert hat.

Griechenlands Staatsdefizit war trotzdem zu
hoch, klar. Nur hätte das in Normalzeiten
keinen Bankrott legitimiert (das tut es selbst
jetzt nicht). Und: der Grund scheint auch gar
nicht in Ausgabenschluderei zu liegen: Gemes-
sen am Bruttoinlandsprodukt gaben grie-
chische Staatseinrichtungen bis zum Eintreffen
der Finanzschockwellen 2007 weniger Geld aus
als die deutschen. Die Staatsquote war niedri-

ger, nicht höher. Sie ist im vergangenen Jahr-
zehnt sogar gefallen.

Wenn das Staatsdefizit dennoch hoch blieb,
lag das eher daran, dass zugleich die Einnah-
menquote des Staates sank – ein Befund, der es
in sich hat. Immerhin hat ja jene EU-Kommis-
sion, die sich jetzt über hohe Defizite so entrüs-
tet, jahrelang auch auf sinkende Steuern gedrun-
gen. Das befolgten die Griechen genauso wie
einst Hans Eichel, und beiden brachte es Schul-
den ein. Mit dem Unterschied, dass Deutschland
in seiner Panik die Mehrwertsteuer um drei
Punkte erhöhte, was wiederum zur Dauerkon-
sumkrise beitrug – auch nicht schön.

Und das Schludern bei Löhnen und Kosten?
Klar pflegen griechische Lohnzuwächse höher
auszufallen als die Vereinbarungen braver
deutscher Metallgewerkschafter. Das hat auch
den Verteilungsspielraum hin und wieder ge-
sprengt. Nur stiegen die Lohnstückkosten in
den drei Jahren bis 2007 auch nicht schneller als
in den USA, wo das Plus historisch eher mode-
rat blieb. Sonst wären Griechenlands Exporte
seit 1993 sicher nicht um
real 150 Prozent gestie-
gen. Und die Zahl der
Jobs wäre von 1998 bis
2007 nicht jedes Jahr um
1,3 Prozent gestiegen –
bei angeblich überteuer-
ten Arbeitskräften. Die
griechische Arbeitslosig-
keit fiel zwischen 2000
und Mitte 2008 um
40 Prozent, die struktu-
rell bedingte Quote laut
OECD seit 2005 um im-
merhin einen halben
Punkt – und damit etwa
so stark wie im Land der
gelobten Agenda 2010.

Wenn die Griechen
trotzdem ein Außenhan-
delsdefizit von mehr als
zehn Prozent des BIPs er-
reichten, muss auch das
noch andere Gründe ha-
ben. Mindestens ein Drit-
tel des Verlusts an Wett-
bewerbsfähigkeit kommt
daher, dass der Euro für
griechische Exporteure
seit 2000 um fast 15 Pro-
zent teurer geworden ist.
Das liegt wiederum liegt

eher am Scheitern der EZB, die Währung nach
außen auf ökonomisch sinnvollem Niveau zu
halten. Je nach Schätzung sind europäische Wa-
ren allein wechselkursbedingt im Dollar-Raum
um ein Drittel überteuert.

Zu einem negativen Saldo gehören auch im-
mer zwei Seiten: zum Beispiel eine deutsche,
deren Protagonisten jahrelang alles daran-
gesetzt haben, die eigene Wirtschaft durch Re-
form und Verzicht wettbewerbsfähiger als an-
dere zu machen – und die sich jetzt wundern,
dass die anderen nicht mehr wettbewerbsfähig
sind und dann in Krisen stürzen.

All das enthebt griechische Politiker nicht der
Verantwortung. Das ist nur ein Teil der Ge-
schichte. Nicht allein der griechische Staat wird
jetzt von jenen Finanzhändlern mit Panikprä-
mien bestraft, die er – wie andere – mit viel Steu-
ergeld gerade vor dem Absturz und steigenden
Prämien gerettet hat.

Eine solche Krise lässt sich weder durch
plumpe Klischees noch durch Kontrollorgien
gegen griechische Regierende beheben. Dazu

gehört mehr: eine EU-
Kommission, die aufhört,
einen angeblich tollen
Steuersenkungswettlauf
zu predigen, den am Ende
keiner bezahlen kann;
eine Notenbank, die ih-
ren Job auch darin sieht,
überteuerte Wechsel-
kurse zu verhindern; oder
eine Bundesregierung,
die aufhört, Moralapostel
zu spielen, und stattdes-
sen das naive Modell auf-
gibt, Deutschland via sin-
kende eigene Ansprüche
auf Kosten anderer sanie-
ren zu wollen. 

Und, natürlich, Finanz-
marktjongleure, die sich
einen anderen Job su-
chen sollten, bevor sie
den Kontakt zur Wirklich-
keit komplett verlieren
und das nächste Land in
den Ruin spekulieren.

E-MAIL fricke.thomas@guj.de

THOMAS FRICKE  ist Chef-
ökonom der FTD. Er schreibt
freitags an dieser Stelle.
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